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3. Abschnitt

Landesregierung, Landeshauptmann 

Artikel 36 

Landesregierung, Zusammensetzung, Unvereinbarkeit, Aufsicht 

(1) Die Vollziehung des Landes übt eine vom Landtag zu wählende Landesregierung aus.

(2) Die Landesregierung besteht aus der Landeshauptfrau/dem Landeshauptmann, einer/einem oder
zwei Landeshauptfrau-Stellvertreterinnen/Landeshauptfrau-Stellvertretern/Landeshauptmann-
Stellvertreterinnen/Landeshauptmann-Stellvertretern sowie weiteren Mitgliedern 
(Landesrätinnen/Landesräten). Wenn zwei Stellvertreterinnen/Stellvertreter gewählt werden, tragen sie 
die Bezeichnung ,erste/r‘ bzw. ,zweite/r‘ Stellvertreterin/Stellvertreter. Die Gesamtanzahl der Mitglieder 
der Landesregierung muss mindestens sechs und darf höchstens acht betragen. 

(3) Die Mitglieder der Landesregierung müssen nicht dem Landtag angehören, aber zum Landtag
wählbar sein. 

(4) Die Mitglieder der Landesregierung unterliegen den (verfassungs)gesetzlichen Bestimmungen
über die Unvereinbarkeit. 

(5) Die Geschäftsführung der Landesregierung steht unter der Aufsicht des Landtages.

(6) Die Landesregierung hat jedem Landtagsklub spätestens nach Ablauf eines Werktages nach einer
Regierungssitzung die Tagesordnung und das Beschlussprotokoll der Sitzung zur Verfügung zu stellen. 
Ausgenommen sind Tagesordnungspunkte, die der Wahrung berechtigter Geheimhaltungsinteressen, 
insbesondere in Hinblick auf den Datenschutz und auf Geschäfts- und Betriebsgeheimnisse, unterliegen. 

Anm.: in der Fassung LGBl. Nr. 8/2012, LGBl. Nr. 115/2017 

Artikel 37 

Wahl, Angelobung 

(1) Die wahlwerbende Partei, die bei der Landtagswahl die meisten Stimmen erlangt hat, hat die
anderen im Landtag vertretenen wahlwerbenden Parteien zu Verhandlungen über die Bildung der 
Landesregierung einzuladen. 

(2) Die gesamte Landesregierung wird vom Landtag in einem Wahlgang gewählt. Ein
Wahlvorschlag kann von zwei Abgeordneten eingebracht werden. 

(3) Für die Wahl der Mitglieder der Landesregierung sind die Anwesenheit der Hälfte der Mitglieder
des Landtages und die unbedingte Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen erforderlich. Das Nähere 
regelt die Geschäftsordnung des Landtages. 

(4) Die Mitglieder der Landesregierung haben nach ihrer Wahl zu erklären, ob sie die Wahl
annehmen. 

(5) Die Landeshauptfrau/Der Landeshauptmann wird von der Bundespräsidentin/vom
Bundespräsidenten, die anderen Mitglieder der Landesregierung werden von der Landeshauptfrau/vom 
Landeshauptmann vor Antritt des Amtes auf die Bundesverfassung angelobt. 

Anm.: in der Fassung LGBl. Nr. 8/2012, LGBl. Nr. 56/2013, LGBl. Nr. 44/2015, LGBl. Nr. 115/2017 

Artikel 38 

Amtsperiode 

(1) Das Amt eines Mitgliedes der Landesregierung beginnt mit der Angelobung und endet mit der
Angelobung der Mitglieder der neuen Landesregierung. 

(2) Ein Mitglied der Landesregierung scheidet vorzeitig aus dem Amt durch

1. Tod,

2. Amtsverzicht,

3. Misstrauensvotum des Landtages,

4. ein Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofes, mit dem seine Wahl zum Mitglied der
Landesregierung aufgehoben oder für nichtig erklärt oder der Verlust des Amtes ausgesprochen
wird.

Auszug Landes-Verfassungsgesetz 2010, Fassung vom 17.10.2019
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(3) Der Amtsverzicht eines Mitgliedes der Landesregierung ist gegenüber der 
Landtagspräsidentin/dem Landtagspräsidenten schriftlich zu erklären. Er wird mit dem Einlangen der 
Verzichtserklärung bei der Landtagsdirektion unwiderruflich.  

(4) Versagt der Landtag der Landesregierung oder einzelnen ihrer Mitglieder das Vertrauen, so ist 
die Landesregierung oder das betreffende Mitglied des Amtes enthoben. Die Abstimmung über einen 
Misstrauensantrag ist auf den zweitnächsten Werktag zu vertagen, wenn es ein Fünftel der anwesenden 
Mitglieder des Landtages verlangt. Eine neuerliche Vertagung der Abstimmung kann nur durch Beschluss 
des Landtages erfolgen. 

(5) Die Anfechtung der Wahl in die Landesregierung beim Verfassungsgerichtshof gemäß Art. 141 
B-VG bedarf eines Antrags der bundesgesetzlich festgelegten Anzahl von Mitgliedern des Landtages. 

(6) Der Landtag hat den Antrag auf Amtsverlust eines Mitgliedes der Landesregierung nach Art. 141 
B-VG zu stellen, wenn dieses nach der Wahl zum Mitglied der Landesregierung seine Wählbarkeit zum 
Landtag verliert. Gelangt der Landtagspräsidentin/dem Landtagspräsidenten zur Kenntnis, dass ein 
Mitglied der Landesregierung nach erfolgter Wahl die Wählbarkeit zum Landtag verloren hat, so hat 
sie/er dies dem Landtag unverzüglich bekanntzugeben. Der Landtag hat in der nächsten Sitzung über die 
Einbringung eines Antrags auf Amtsverlust des betreffenden Mitgliedes der Landesregierung zu 
beschließen. 

(7) Die Erhebung einer Anklage gegen Mitglieder der Landesregierung an den 
Verfassungsgerichtshof gemäß Art. 142 und 143 B-VG bedarf eines Beschlusses des Landtages. 

Anm.: in der Fassung LGBl. Nr. 8/2012, LGBl. Nr. 115/2017 

Artikel 38a 

Neuwahl, Nachwahl, Verhinderung 

(1) Scheiden alle Mitglieder der Landesregierung vorzeitig aus ihrem Amt, so hat die Neuwahl der 
Landesregierung nach den Bestimmungen des Art. 37 zu erfolgen. Mitglieder der Landesregierung, die 
durch Amtsverzicht ausgeschieden sind, haben ihre Geschäfte bis zur Angelobung der Mitglieder der 
neuen Landesregierung fortzuführen. 

(2) Scheiden einzelne Mitglieder der Landesregierung vorzeitig aus, haben zwei Abgeordnete jener 
Landtagspartei/Landtagsparteien, auf deren Vorschlag die Landesregierung gewählt wurde, einen 
Wahlvorschlag für die Nachbesetzung der frei gewordenen Funktionen einzubringen. Die Mitglieder der 
Landesregierung, die durch Amtsverzicht ausgeschieden sind, haben ihre Geschäfte bis zur Angelobung 
des an ihre Stelle tretenden Regierungsmitgliedes fortzuführen, sofern die Geschäftsordnung der 
Landesregierung keine Vertretungsregelung vorsieht. 

(3) Eine Veränderung der Zahl der Mitglieder der Landesregierung während der 
Gesetzgebungsperiode bedarf eines Gesamtwahlvorschlags von zwei Abgeordneten jener 
Landtagspartei/Landtagsparteien, auf Grund deren Wahlvorschlags die Landesregierung gewählt wurde. 

(4) Wenn ein Mitglied der Landesregierung wegen Krankheit oder wegen eines sonstigen 
unabwendbaren Ereignisses verhindert ist, seine Funktion auszuüben, sind zwei Abgeordnete jener 
Landtagspartei/Landtagsparteien, auf deren Vorschlag die Landesregierung gewählt wurde, berechtigt, 
dem Landtag für die Dauer der Verhinderung ein Ersatzmitglied zur Wahl vorzuschlagen. 

Anm.: in der Fassung LGBl. Nr. 115/2017 

Artikel 39 

Geschäftsordnung der Landesregierung 

(1) Die Landesregierung regelt ihre Geschäftsführung durch eine Geschäftsordnung. In dieser 
Geschäftsordnung ist festzusetzen, welche Angelegenheiten der Beschlussfassung der Landesregierung 
unterliegen und welche Angelegenheiten durch das Amt der Landesregierung unter Leitung der einzelnen 
Regierungsmitglieder besorgt werden. 

(2) Die Landesregierung ist beschlussfähig, wenn wenigstens die Hälfte ihrer Mitglieder, darunter 
die Landeshauptfrau/der Landeshauptmann oder eine/einer ihrer/seiner Stellvertreterinnen/Stellvertreter, 
anwesend ist. Sie fasst ihre Beschlüsse einstimmig. 

Anm.: in der Fassung LGBl. Nr. 8/2012 
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Artikel 40 

Landeshauptfrau/Landeshauptmann, Stellvertretung 

(1) Die Landeshauptfrau/Der Landeshauptmann vertritt das Land und führt den Vorsitz in den 
Sitzungen der Landesregierung. 

(2) Ist die Landeshauptfrau/der Landeshauptmann an der Besorgung der von ihr/ihm in ihrer/seiner 
Funktion als Landeshauptfrau/Landeshauptmann wahrzunehmenden Aufgaben der Landesverwaltung 
verhindert, wird sie/er von der/dem vom Landtag gewählten (ersten) Landeshauptfrau-
/Landeshauptmann-Stellvertreterin/Stellvertreter, ist auch diese/dieser verhindert, gegebenenfalls von 
der/dem vom Landtag gewählten zweiten Landeshauptfrau-/Landeshauptmann-
Stellvertreterin/Stellvertreter vertreten. Ist die/der bzw. sind die Landeshauptfrau-/Landeshauptmann-
Stellvertreterinnen/Stellvertreter verhindert, wird die Landeshauptfrau/der Landeshauptmann durch das an 
Jahren älteste Mitglied der Landesregierung vertreten. 

(2a) In den Angelegenheiten der mittelbaren Bundesverwaltung (Art. 102 B-VG) und als Vorstand 
des Amtes der Landesregierung (§ 1 Abs. 1 Bundesverfassungsgesetz betreffend die Grundsätze für die 
Einrichtung und Geschäftsführung der Ämter der Landesregierungen außer Wien) wird die 
Landeshauptfrau/der Landeshauptmann durch das von der Landesregierung gemäß Art. 105 B-VG 
bestimmte Mitglied der Landesregierung vertreten. Diese Bestellung ist der Bundeskanzlerin/dem 
Bundeskanzler zur Kenntnis zu bringen. 

(3) In den Angelegenheiten der mittelbaren Bundesverwaltung ist die Landeshauptfrau/der 
Landeshauptmann oder ihre/seine Stellvertreterin/ihr/sein Stellvertreter an die Weisungen der 
Bundesregierung sowie der einzelnen Bundesministerinnen/Bundesminister gebunden. Sie/Er trägt in 
diesen Angelegenheiten die Verantwortung gegenüber der Bundesregierung. Der Geltendmachung dieser 
Verantwortung steht die Immunität nicht entgegen. 

(4) In den im Art. 7 Abs. 4 erwähnten, im Namen der Landeshauptfrau/des Landeshauptmannes von 
Mitgliedern der Landesregierung zu führenden Angelegenheiten sind diese Landesregierungsmitglieder 
an die Weisungen der Landeshauptfrau/des Landeshauptmannes ebenso gebunden, wie diese/dieser an die 
Weisungen der Bundesregierung oder der einzelnen Bundesministerinnen/Bundesminister. Die 
Landeshauptfrau/Der Landeshauptmann hat unter ihrer/seiner Verantwortlichkeit die in diesen 
Angelegenheiten an sie/ihn gerichteten Weisungen den in Betracht kommenden Mitgliedern der 
Landesregierung unverzüglich und unverändert schriftlich weiterzugeben und ihre Durchführung zu 
überwachen. Wird diese Weisung nicht befolgt, obwohl die Landeshauptfrau/der Landeshauptmann die 
erforderlichen Vorkehrungen getroffen hat, ist auch das betreffende Mitglied der Landesregierung gemäß 
Art. 142 B-VG der Bundesregierung verantwortlich. 

Anm.: in der Fassung LGBl. Nr. 8/2012 

Artikel 41 

Aufgaben der Landesregierung 

(1) Die Landesregierung besorgt die gewöhnlichen Verwaltungsgeschäfte des Landesvermögens, der 
Landesfonds und Landesanstalten. Sie ist zu folgenden Ausnahmen ermächtigt: 

 1. Die Landesregierung kann die Verwaltung von Beteiligungen an erwerbswirtschaftlichen 
Unternehmungen auf eine Kapitalgesellschaft (Landesholding) übertragen. Von dieser 
Übertragung sind jedoch Rechtshandlungen, wodurch Landesvermögen veräußert oder belastet 
wird, wie die Erhöhung oder Herabsetzung des Kapitals der verwalteten Unternehmungen, ferner 
Verträge in Wahrnehmung der Eigentümerrechte des Landes, ausgenommen. Unbeschadet dieser 
Übertragung kann die Landesregierung die Ausübung der sonst dem Land als Eigentümer 
zustehenden Rechte in Generalversammlungen, Hauptversammlungen und dergleichen 
wahrnehmen. 

 2. Die Landesregierung kann die Verwaltung der Landeskrankenanstalten einem selbständigen 
Wirtschaftskörper in Form einer Kapitalgesellschaft übertragen und diesen ermächtigen, soweit 
dies zur Erfüllung seiner Aufgaben erforderlich ist, auch Rechtsgeschäfte, die ihrer Art nach 
durch die folgenden Bestimmungen der Landesregierung vorbehalten sind, abzuschließen. 

 3. Die Landesregierung kann die Durchführung von Wirtschaftsförderungsmaßnahmen an eine 
Kapitalgesellschaft übertragen und diese ermächtigen, soweit dies zur Erfüllung ihrer Aufgaben 
erforderlich ist, Rechtsgeschäfte, die ihrer Art nach durch die folgenden Bestimmungen der 
Landesregierung vorbehalten sind, abzuschließen. 

 4. Die Landesregierung kann die Verwaltung der Museen des Landes einem selbstständigen 
Wirtschaftskörper in Form einer Kapitalgesellschaft übertragen. Von dieser Übertragung sind 



 Landesrecht Steiermark 

www.ris.bka.gv.at Seite 18 von 32 

jedoch Rechtshandlungen ausgenommen, wodurch Liegenschaften veräußert oder belastet 
werden. Zur Belastung von Liegenschaften des Landes und zur Veräußerung von 
Landesvermögen ist die Landesregierung insoweit berechtigt, als der Wert der Belastung oder der 
Wert des veräußerten Objektes den Betrag von 50.000 Euro nicht übersteigt (Art. 20 Z. 2 und 3); 
zur Erwerbung von Liegenschaften ist die Landesregierung, sofern die erforderlichen Mittel im 
Landesbudget vorgesehen sind, bevollmächtigt, wenn der Wert der Liegenschaft den Betrag von 
100.000 Euro nicht übersteigt (Art. 20 Z. 1); zum unentgeltlichen Erwerb von Sachen ist die 
Landesregierung insoweit berechtigt, als mit einem solchen Erwerb keine Folgekosten oder 
Folgekosten von insgesamt höchstens 50 000 Euro verbunden sind (Art. 20 Z. 6). 

(2) Die Führung des Landeshaushalts obliegt der Landesregierung und den haushaltsleitenden 
Organen. Haushaltsleitende Organe sind die Mitglieder der Landesregierung, die Präsidentin/der 
Präsident des Landtages, die Direktorin/der Direktor des Landesrechnungshofes und die Präsidentin/der 
Präsident des Landesverwaltungsgerichtes, soweit ihr/ihm nach den organisationsrechtlichen 
Bestimmungen des Verfügungsrecht über Budgetmittel eingeräumt ist. Den haushaltleitenden Organen 
obliegt die Haushaltsführung auf Ebene der Bereichs- und Globalbudgets, soweit nach den 
Bestimmungen dieses Gesetzes oder der Geschäftsordnung der Landesregierung nicht die Zuständigkeit 
der Landesregierung oder die Herstellung des Einvernehmens mit dem für Landesfinanzen zuständigen 
Mitglied der Landesregierung vorgesehen ist. 

(3) Die haushaltsleitenden Organe haben in folgenden Angelegenheiten der Haushaltsführung das 
Einvernehmen mit dem für die Landesfinanzen zuständigen Mitglied der Landesregierung herzustellen: 

 1. für die Einrichtung von Global- und Detailbudgets (erster und zweiter Ebene); 

 2. für die Entnahme von Rücklagen; 

 3. über die beabsichtigte Durchführung eines Vorhabens, für das noch keine Vorsorge im 
Landesfinanzrahmen getroffen ist, sofern die jährlichen Auszahlungen folgende Grenzen 
überschreiten: 

 a) 3% der Gesamtauszahlungen des Finanzierungsbudgets des betroffenen Globalbudgets oder 

 b) die gemäß Art. 20 für den Erwerb von Liegenschaften festgelegte Wertgrenze; 

 4. über die Einstellung, wesentliche Abänderung und über die trotz mangelnder Übereinstimmung 
mit den Zielen gemäß Art. 19a Abs. 3 für notwendig erachtete Fortführung eines Vorhabens 
gemäß Z. 3. 

(4) Das für die Landesfinanzen zuständige Mitglied der Landesregierung kann im Einvernehmen mit 
dem haushaltsleitenden Organ in begründeten Ausnahmefällen die Verfügungsmacht über budgetierte 
Mittelverwendungen einschränken und im Einvernehmen mit diesem wieder aufheben. 

(5) Die im Landesbudget auf Ebene der Globalbudgets zur Verfügung stehenden Mittel sind von der 
Landesregierung über Vorschlag des für Landesfinanzen zuständigen Mitgliedes der Landesregierung auf 
bestimmte, nicht länger als mit zwei Monaten bemessene Abschnitte des Finanzjahres aufzuteilen. Über 
diese Teilbeträge verfügen die einzelnen haushaltsleitenden Organe bezüglich ihrer Globalbudgets im 
Lauf des Finanzjahres. 

(6) Die haushaltsleitenden Organe haben in ihrem Wirkungsbereich dafür zu sorgen, dass bei der 
Haushaltsführung zuerst die fälligen Verpflichtungen abgedeckt und sodann die übrigen 
Mittelverwendungen getätigt werden, diese jedoch nur nach Maßgabe der Bedeckbarkeit und unter 
Beachtung der Grundsätze gemäß Art. 19a Abs. 3. 

(7) Wenn es die Entwicklung des Landeshaushaltes erfordert oder sich im Verlauf des Finanzjahres 
eine wesentliche Änderung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung abzeichnet, hat die Landesregierung 
einen bestimmten Anteil der im Landesbudget vorgesehenen Mittelverwendungen zu binden, sofern 
dadurch die Erfüllung fälliger Verpflichtungen des Landes nicht berührt wird. 

(7a) Die Landesregierung hat den von ihr beschlossenen Entwurf des Landesbudgets gleichzeitig an 
den Landtag und den Landesrechnungshof zu übermitteln. 

(8) Die Landesregierung hat den Entwurf für den Landesrechnungsabschluss für das abgelaufene 
Finanzjahr zur Stellungnahme an den Landesrechnungshof zu übermitteln (Art. 57a). Die Stellungnahme 
des Landesrechnungshofes ist im Landesrechnungsabschluss in Abstimmung mit dem 
Landesrechnungshof zu berücksichtigen. Jene Punkte, bei denen eine Abstimmung nicht zu Stande 
kommt, sind im Landesrechnungsabschluss mit einer Äußerung der Landesregierung auszuweisen. In der 
Folge hat die Landesregierung den Landesrechnungsabschluss dem Landtag zur Genehmigung 
vorzulegen. 
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(9) Die Landesregierung hat das Landesbudget und den Landesrechnungsabschluss – letzteren vor
Vorlage an den Landtag – dem Rechnungshof zu übermitteln (Art. 127 Abs. 2 B-VG und § 15 
Rechnungshofgesetz 1948). 

(10) Die Landesregierung ist zur Wahrung der ihr nach Art. 139 und 140 B-VG zustehenden Rechte
verpflichtet. 

(11) Die Landesregierung ist die oberste Dienstbehörde der Landesbeamtinnen/Landesbeamten. Sie
vertritt das Land als Dienstgeber gegenüber allen Landesbediensteten, die nicht Beamtinnen/Beamte sind; 
die Wahrnehmung dieser Aufgabe kann jedoch nach Maßgabe landesgesetzlicher Regelungen auf andere 
Organe übertragen werden. 

(12) Die Landesregierung hat dem Landtag Bericht zu erstatten:

1. jährlich über die Art der Behandlung und Beantwortung von Petitionen (Art. 76), die an Organe
der Verwaltung gerichtet sind,

2. halbjährlich über Entwicklungen in der Europäischen Union,

3. über den Vollzug des Landesbudgets gleichzeitig mit der Vorlage des Entwurfs des
Landesfinanzrahmens gemäß Art. 19 Abs. 2 erster Satz,

4. über die Verfügung einer Bindung gemäß Abs. 7.

Anm.: in der Fassung LGBl. Nr. 8/2012, LGBl. Nr. 175/2013, LGBl. Nr. 11/2014, LGBl. Nr. 76/2014, 
LGBl. Nr. 44/2015, LGBl. Nr. 109/2015, LGBl. Nr. 107/2016 

Artikel 42 

Notverordnungen 

(1) Wenn die sofortige Erlassung von Maßnahmen, die verfassungsmäßig einer Beschlussfassung
des Landtages bedürfen, zur Abwehr eines offenkundigen, nicht wiedergutzumachenden Schadens für die 
Allgemeinheit zu einer Zeit notwendig wird, in der der Landtag nicht rechtzeitig zusammentreten kann 
oder in seiner Tätigkeit durch höhere Gewalt behindert ist, kann die Landesregierung im Einvernehmen 
mit dem Ausschuss für Notsituationen diese Maßnahmen durch vorläufige gesetzesändernde 
Verordnungen treffen. Diese sind von der Landesregierung unverzüglich der Bundesregierung zur 
Kenntnis zu bringen. 

(2) Sobald das Hindernis für das Zusammentreten des Landtages weggefallen ist, ist dieser von
seiner Präsidentin/seinem Präsidenten einzuberufen. Die Landesregierung hat jede nach Abs. 1 erlassene 
Verordnung unverzüglich dem Landtag vorzulegen. Dieser hat binnen vier Wochen nach der Vorlage 
entweder an der Stelle der Verordnung ein entsprechendes Landesgesetz zu beschließen oder durch 
Beschluss das Verlangen zu stellen, dass die Verordnung von der Landesregierung sofort außer Kraft 
gesetzt wird. Einem solchen Verlangen muss die Landesregierung sofort entsprechen. Die Vorlage der 
Landesregierung ist spätestens am vorletzten Tag der vierwöchigen Frist zur Abstimmung zu stellen. 
Näheres ist in der Geschäftsordnung des Landtages zu regeln. 

(3) Wird die Verordnung im Sinn der Bestimmungen des Abs. 2 von der Landesregierung
aufgehoben, treten mit dem Tag des Inkrafttretens der Aufhebung jene gesetzlichen Bestimmungen 
wieder in Wirksamkeit, die durch die Verordnung aufgehoben worden waren. 

(4) Verordnungen gemäß Abs. 1 dürfen keine Abänderung landesverfassungsgesetzlicher
Bestimmungen beinhalten und weder eine dauernde finanzielle Belastung des Landes noch eine 
finanzielle Belastung des Bundes oder der Gemeinden noch finanzielle Verpflichtungen der 
Staatsbürgerinnen/Staatsbürger, noch eine Veräußerung von Staatsgut noch Maßnahmen in den im 
Art. 12 Abs. 1 Z 6 B-VG bezeichneten Angelegenheiten, noch solche in Angelegenheiten der Kammern 
für Arbeiter und Angestellte auf dem Gebiet der Land- und Forstwirtschaft zum Gegenstand haben. 

Artikel 43 

Notifizierung vor Beschlussfassung von Verordnungen 

Verordnungsentwürfe über Gegenstände, die nach unionsrechtlichen oder völkerrechtlichen 
Regelungen einer Notifizierungspflicht unterliegen, dürfen erst beschlossen werden, wenn den jeweiligen 
Verpflichtungen entsprochen ist. 

Artikel 44 

Unterfertigung von Urkunden des Landes 

(1) Urkunden über Rechtsgeschäfte des Landes sind vom zuständigen Mitglied der Landesregierung
zu unterfertigen. 

(2) In der Geschäftsordnung des Amtes der Landesregierung wird geregelt, inwieweit bei der
Unterfertigung eine Vertretung durch Bedienstete erfolgen kann. 
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